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Anwendung von Artikel 9a SHG

Sehr geehrte Damen und Herren

Ich beziehe mich auf den Briefwechsel in der obigen Angelegenheit und nehme wie folgt dazu Stellung.

Einleitend weise ich erneut darauf hin, dass der Artikel 9a SHG in der Logik des ZUG, das die interkantonalen Beziehungen regelt, anzuwenden ist.

Zunächst bestätige ich hiermit, was ich anlässlich der letzten Zusammenkunft des Groupement francophone der RSD SHG in Granges-Paccot sagte : wenn der Zeitraum, während dem der Artikel 9a SHG anwendbar ist, einem Zeitraum entspricht, während dem der Heimatkanton dem Wohnkanton vergüten muss (z.B. - 2 Jahre ZUG, Bundesgesetz über Fürsorgeleistungen an Auslandschweizer, Sozialhilfevereinbarung Deutschland-Schweiz), kann der neue RSD SHG seine Kosten für materielle Hilfe direkt dem kantonalen Sozialdienst (KSD) in Rechnung stellen, und dieser wird sie vergüten, da er die Möglichkeit hat, die Vergütung von den Behörden zu verlangen, die nach den oben genannten Gesetzgebungen zuständig sind. Jedoch ist nach wie vor die Meldung des Falls Art. 9a SHG an den früheren RSD erforderlich.

Im vorliegenden Fall ist der Art. 9a SHG anwendbar, d.h. er geht für die Zeit vom 1. Mai 2000 bis zum 1. Mai 2001 zulasten von Marly. Diese Periode wurde am 1. September unterbrochen, da - wenn ich richtig unterrichtet bin - Herr .............. ab diesem Datum als Person ohne Sozialhilfewohnsitz im Sinne des SHG und des ZUG zu betrachten ist. Dies bedeutet, dass ab dem 1. September 2000 der Artikel 8 SHG anwendbar ist (100% zulasten des KSD) und der Artikel 9a SHG dahin fällt. Ab dem Ende der Zeit ohne Sozialhilfewohnsitz, d.h. sobald ein Sozialhilfewohnsitz angenommen ist, handelt es sich um einen Fall nach Artikel 7 SHG. Der Artikel 9a SHG wird dann nicht anwendbar sein, da letzterer nur einen Wechsel des Sozialhilfewohnsitzes innerhalb des Kantons betrifft. Nun erfüllt aber der Übergang vom Status "ohne Sozialhilfewohnsitz" zur Begründung eines Sozialhilfewohnsitzes die Voraussetzungen dieses Postulats nicht. 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich noch einiges zu Artikel 6 ARSHG präzisieren, was die Anzeigefrist und die Verrechnungsfrist im Zusammenhang mit Artikel 9a SHG betrifft.

Was die Anzeigefrist angeht, so schlage ich vor, dass in Analogie zum ZUG (Art. 31) dem neuen RSD SHG eine Ausschlussfrist von 60 Tagen erteilt wird, innert der er den Fall dem früheren RSD SHG anzeigen kann. Ich möchte jedoch betonen, dass es sich hierbei um einen Vorschlag nach Belieben handelt, da das ARSHG keine Dauer der Anzeigefrist angibt.

Bezüglich der Verrechnungsfrist schlage ich ebenfalls in Analogie zum ZUG (Art. 32) vor, dass die im ARSHG verankerte Frist von 60 Tagen nicht ausschliessend ist, sondern lediglich ein Grundsatz, der für die Kostenverrechnung an den früheren RSD SHG zu befolgen ist.

Für weitere Auskünfte stehe ich Ihnen gern zur Verfügung und ich verbleibe mit freundlichen Grüssen.

Der Dienstchef
François Mollard
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